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1.	 Einleitung
„Kein Kind soll zurückgelassen werden“ 
– der Titel eines in den USA während der 
Präsidentschaft von G.W. Bush im Jahr 
2002 in Kraft getretenen Amerikanischen 
Bundesgesetzes1, prägt wohl die Bemü-
hungen nicht nur der Teilnehmer dieser 
Veranstaltung sondern wohl aller „Men-
schen guten Willens“. Wenngleich das 
Gesetz selbst in vielem umstritten war, ist 
doch evident, dass das programmatische 
Ziel per se zu bejahen ist.

In gleicher Weise können sich wohl alle 
mit dem Ziel der OECD – Bildungspoli-
tik „einer qualitativ hochwertigen Bildung 
für alle” identifizieren, das Bestandteil des 
OECD „Framework for inclusive growth“ 
ist, obwohl – und da stocke ich in mei-
nem Vortrag, so wie ich in den Vorberei-
tungen zu diesem Vortrag gestockt habe. 
Dies hat mehrere Gründe:

•	 Zum einen ist der Begriff Inklusion in 
der Bildungsdebatte semantisch vor 
allem mit Fragen der Behinderung2 
verbunden, und möchte ich mich als 
Vorstand des Instituts für Arbeits- und 
Sozialrecht und als Leiter des Öster-
reichischen Instituts für Familienfor-
schung an der Universität Wien sowie 
als Mitglied des Expertenrats Integrati-
on der Österreichischen Bundesregie-
rung eher sozialen Aspekten widmen, 
die im österreichischen Schulwesen 
und der österreichischen Bildungsde-
batte seit Jahren insbesondere vor dem 
Hintergrund der Sozialdebatte und von 

Migrationsproblemen einen prominen-
ten Raum einnehmen.

•	 Zum anderen, weil ich zunächst ge-
plant hatte, anhand einer Sekundär-
auswertung empirischer Befunde zu 
Schulsystemen im OECD-Raum Pro-
bleme darzulegen und Vorschläge zu 
deren Lösung abzuleiten, jedoch be-
reits beim Erstzugang zur Datenlage 
auf massive Fragen grundlegender Na-
tur gestoßen bin, die es mir zu ober-
flächlich erschienen ließen, Sie als Zu-
hörer mit statistischen Informationen 
zu langweilen, ohne diese grundlegen-
den Aspekte aufzugreifen.

•	 Und schließlich sind die Begriffe „In-
tegration“ und „Inklusion“, welche die 
OECD-Politik prägen und mir im Titel 
meines Vortrags vorgegeben sind, für 
sich genommen so vielschichtig, dass 
sie einer näheren Analyse bedürfen, 
ehe es überhaupt vertretbar wäre, sie 
zum Gegenstand von Überlegungen 
zu Theorie und Praxis des Schulwesens 
zu machen: Letztlich stehen sie für 
zwei grundsätzlich unterschiedliche 
Zugänge und gesellschaftspolitische 
Konzepte, die der Reflexion bedürfen.

Ich möchte daher zunächst ausgehend 
vom Editorial des OECD-Berichts 2018 
„Education at a Glance“ einige Überle-
gungen zu Realität und Möglichkeiten 
einer qualitativ hochwertigen Bildung für 
alle anstellen, ehe ich abschließend auf 
den konzeptuellen Unterschied von In-
klusion und Integration eingehen werde.

2.	 Erreichtes und Probleme
Wenn sich ein Vortrag bei einer internati-
onal besetzten Tagung nicht im Sinne ei-
ner case-study ausschließlich Problemen 
eines konkreten Landes widmen soll, 
ist es nahe liegend, einen allen Teilneh-
merländern gemeinsamen empirischen 

Bezugsrahmen als Ausgangspunkt zu 
wählen. In unserem Fall bieten sich die 
Analysen OECD-Berichts 2018 „Educa-
tion at a Glance“ 3, die eine Fülle von Da-
ten zu unseren Bildungssystemen bieten. 
Ich bin allerdings bereits bei der Lektüre 
des Editorials auf theoretisch wie prak-
tisch interessante Fragen gestoßen:

Chancen für alle vs Chancen für viele
Zunächst fallen in dieser wichtigen Pub-
likation von Anfang an sprachliche Un-
schärfen auf. So heißt es zunächst, dass 
„niemand (…) bestreiten (wird), dass je-
des Kind, jeder Mensch, unabhängig von 
Geschlecht, sozioökonomischem, ethni-
schem oder kulturellem Hintergrund, die 
gleichen Chancen verdient, Kompetenzen 
zu erwerben und einen Platz in der Ge-
sellschaft zu finden.“ Bereits im Folgesatz 
heißt es jedoch, dass „Chancengerechtig-
keit (…) tatsächlich einer der Grundwerte 
(ist), für den viele Länder sich als Funda-
ment ihrer Gesellschaft entschieden ha-
ben.“. Damit ist der zunächst behaupte-
te universelle Konsens über die gleichen 
Chancen4 doch deutlich eingeschränkt5; 
und geht der Text völlig unbedacht über 
die Bedeutungsunterschiede zwischen 
„Chancengleichheit“ und „Chancenge-
rechtigkeit“ hinweg.

Bildung vs Ausbildung
Über allem steht die gerade in Öster-
reich oft geführte Auseinandersetzung um 
den Bildungsbegriff: Wenn der Titel des 
Editorials postuliert, dass „Bildung – ein 
Versprechen an alle“ sei, ist zumindest 
auf den in der deutschsprachigen Debat-
te oft mit der Attitude des Besserwissens 
gepflegten Unterschied zwischen Bildung 
und Ausbildung hinzuweisen, der in den 
Sprachen mit stärkeren romanischen 
Sprachwurzeln im Begriff „education“ 
eher eingeebnet wird. Semantisch zeigt 
der Begriff der Edukation im Sinne einer 
„Herausführung“ das eigentliche Ziel 
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des Geschehens, nämlich die Freilegung 
und Entfaltung von Potenzialen überaus 
sinnfällig an. Im European Qualification 
framework werden jedenfalls drei Facet-
ten eines edukativen Systems angespro-
chen, nämlich „Kenntnisse“, „Fertigkei-
ten“ und „Kompetenzen“, die auf den 
unterschiedlichen Qualifikationsstufen in 
unterschiedlicher Intensität, immer aber 
in einer Zusammenschau von learning 
outcomes beschrieben werden, ohne dass 
die Trennung in Bildungs- und Ausbil-
dungsinhalte eine Rolle spielen würde.

Bildungsstand vs Bildungserfolg
Auf den ersten Blick einleuchtend ist die 
Feststellung, dass „ein höherer Bildungs-
stand (…) zu höherwertigen Kompeten-
zen (führt), die wiederum zu höheren 
Lebenseinkommen führen. Die Qualität 
der Bildung kann ein guter Prädiktor des 
wirtschaftlichen Wohlstands eines Lan-
des sein.“ Nicht zwingend ist die daran 
anknüpfende Feststellung: „Mangelnde 
Bildungserfolge kommen extrem teuer zu 
stehen, da die Staaten dann Wege zur Kom-
pensation finden müssen, um das soziale 
und wirtschaftliche Wohl aller zu sichern.“

In der Diskrepanz zwischen diesen Sät-
zen sind aus meiner Sicht viele aktuelle 
Probleme edukativer Systeme manifest: 
In der Gleichsetzung von höherem Bil-
dungsstand und Bildungserfolg liegt der 
politisch in den letzten Jahrzehnten ver-
festigte Wunsch, die Akademikerrate zu 
erhöhen, die Basis für die Klage darüber, 
dass nur ein kleiner Teil der Bevölke-
rung innerhalb einer Generation einen 
Bildungsaufstieg erzielt, und gleichzei-
tig die Grundlage für das Problem des 
Fachkräftemangels, der Arbeitslosigkeit 
bei Absolventen mancher akademischer 
Studien, eines in den letzten Jahrzehnten 
deutlich aufgeschobenen Berufseinstiegs, 
und – dies trifft zumindest für Österreich 
zu – eine geschlechtsbezogene Differen-
zierung in den Ausbildungsgängen und 
damit auch in den Erwerbschancen.

Evident ist allerdings, dass zunächst das 
Verhältnis von Bildungsstand und Bil-
dungserfolg komplex ist. Jedenfalls wäre 
es methodisch inadäquat, die Erhöhung 
des Bildungsstands mit einer Erhöhung 
des Bildungserfolgs gleichzusetzen; und 
zwar gerade unter dem Blickwinkel des 
gesellschaftlichen Kompensationsbedarfs:
Zum einen kann in Gesellschaften die 

dem Konzept des life-long learning fol-
gen, erst im Tod festgestellt werden, wel-
chen Bildungsstand ein Einzelner erreicht 
hat, und zum anderen ist die Erhöhung 
des Bildungsstands keineswegs zwingend 
ein subjektives oder gar gesamtgesell-
schaftliches Erfolgsrezept: Was hat eine 
Gesellschaft von einer hohen Akademi-
kerquote, wenn gleichzeitig Fachkräfte im 
nichtakademischen Bereich fehlen oder 
wenn gering qualifizierte arbeitslos sind?

Und wie verhalten sich Bildungsstand und 
Bildungserfolg zueinander wirklich? Allein 
die Frage, was als Bildungserfolg zu be-
zeichnen ist, bedarf einer Differenzierung, 
je nachdem ob man „Bildungserfolg“ in-
dividuell – im Sinne des Erreichens eines 
subjektiv gesteckten Bildungsziels – oder 
systemische – im Sinne eines erfolgreichen 
Bildungssystems – versteht. Und: Könnte 
man den Bildungserfolg an der Verbesse-
rung des Bildungsstands messen, oder ist 

nicht der eigentliche Bildungserfolg das 
Erreichen eines den Potenzialen des Ein-
zelnen adäquaten vorläufigen Bildungs-
stands – verbunden mit dem Wunsch, die-
sen im Laufe des Lebens immer weiter zu 
erhöhen? Ist der eigentliche Bildungserfolg 
nicht die Zufriedenheit mit dem Erreichten 
und gegebenenfalls das nachhaltige Stre-
ben nach Erhöhung des Bildungsstands?

Nicht übersehen werden sollte auch – und 
zwar gerade wenn man den Bildungser-
folg im Zusammenhang mit der Vermei-
dung von gesellschaftlichem Kompensati-
onsbedarf sieht – dass der Bildungserfolg 
gesamtgesellschaftlich auch mit dem Be-
darf einer Gesellschaft zusammenhängt: 
Eine Gesellschaft hat geringen Kompen-
sationsbedarf, wenn die Summe der in-
dividuell erreichten Bildungsstände den 
gesamtgesellschaftlichen Bedarfen ent-
spricht. Dies bedeutet nicht, dass plan-
wirtschaftliche Steuerungen in edukativen 
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Die schlimmste Form der Ungleichheit ist es, 
ungleiche Dinge gleich machen zu wollen.

Aristoteles
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Systemen wünschenswert sind, bedeutet 
jedoch beispielsweise, dass die öffentliche 
Kommunikation differenzierter sein soll-
te: Steigende Studierendenzahlen sollten 
nicht per se als positiv gesehen werden; 
vielmehr sollte auch gesamtgesellschaft-
liche Reflexion auch über gesellschaftli-
che Bedarfe in der Öffentlichkeit verstärkt 
werden.

Ungleichheit vs Gleichheit
Im Editorial wird weiters betont, dass „die 
Auswirkungen ungleicher Kenntnisse und 
Fähigkeiten (…) weit über den wirtschaft-
lichen Wohlstand eines Landes hinaus 
(reichen). Sie berühren alle Aspekte des 
menschlichen Miteinanders und führen 
beispielsweise zu einem schlechteren 
Gesundheitszustand, zu einem Klima der 
Gewalt oder der gesellschaftlichen Unru-
he. All dies zeigt, welche langfristigen und 
oft tragischen Folgen die fehlende Chan-
cengleichheit für den Einzelnen und die 
Gesellschaft als Ganzes haben kann. Des-
halb betont der Framework for Inclusive 
Growth (Rahmen für inklusives Wachstum) 
der OECD, wie wichtig es ist, in Menschen 
und Orte zu investieren, die ins Hintertref-
fen geraten sind, und gleichzeitig inklusi-
ve Arbeitsmärkte zu unterstützen.“

Dabei klingen sowohl Befund wie 
Schlussfolgerungen, die in diesen Sätzen 
liegen, nach einem klaren Imperativ, sind 
jedoch per se nicht plausibel: Wenn un-
gleiche Kenntnisse zu einem schlechte-
ren Gesundheitszustand führen, müsste 
die seit den 1970er Jahren erzielte Stei-
gerung des Anteils der Bevölkerung, der 
einen tertiären Abschluss aufweist, zu 

einer generellen Verschlechterung des 
Gesundheitszustandes geführt haben und 
müsste umgekehrt der Gesundheitszu-
stand steigen, wenn die Akademikerquote 
zurückgeht und mehr Menschen lediglich 
Pflichtschulabschlüsse haben: Dies sind 
zugegebener Maßen polemische Sätze, 
doch entspricht das polemische Niveau 
in etwa der Aussage, dass eine steigende 
Ungleichheit unmittelbar mit dem Ge-
sundheitszustand in Verbindung steht!

Zwar ist evident, dass Menschen mit for-
mal niedrigerem Bildungsstand statistisch 
gesehen eine kürzere Lebenserwartung 
und insgesamt höhere Krankheitsrisiken 
aufweisen, doch kann dies keineswegs 
kausal auf das Bildungsniveau zurückge-
führt werden, sondern hängt wohl auch 
mit den ausgeübten Berufen und den 
sonstigen Lebensverhältnissen zusam-
men. Und selbst wenn man der Auffas-
sung ist, dass diese sonstigen Umstände 
eben vom Bildungsniveau abhängen: soll-
te man nicht eher auf eine Verbesserung 
der Lebensbedingungen in bestimmten 
Milieus hinwirken als das Bildungsniveau 
für die Lebensbedingungen verantwort-
lich zu machen? Stehen wir hier nicht vor 
einer systemischen Geringschätzung von 
Milieus, ohne die jene nicht existieren 
könnten, die höhere Bildung für Men-
schen fordern, die keinen akademischen 
Abschluss haben?

In gleicher Weise problematisch ist auch, 
Bildungsungleichheit mit einem Klima 
von Gewalt und gesellschaftlicher Unru-
he in Zusammenhang zu bringen: Gewalt 
ist in ihren vielfältigen Formen in allen ge-

sellschaftlichen Schichten und bei Men-
schen aller Bildungsniveaus zu finden. 
Und gesellschaftliche Unruhe ist davon 
abhängig, welche Phänomene als Trigger 
für diese Unruhe gesetzt werden. Nicht 
einmal wenn man Bildungsungleichheit 
als Auslöser von Einkommensgleichheit 
sähe, wäre die Schlussfolgerung, dass 
Bildungsungleichheit zu gesellschaftli-
cher Unruhe führen würde, legitim: Zum 
einen weil die Gleichsetzung unzulässig 
wäre, wie zahlreiche Beispiele zeigen, 
und zum anderen, weil das Potenzial 
gesellschaftlicher Unruhe eher von Ak-
zeptanz- und Bewältigungsstrategien in 
einer Gesellschaft sowie davon abhängt, 
wie Ungleichheiten bewusst genutzt 
werden, um gesellschaftliche Unruhe 
zu erzeugen. Evident ist beispielweise, 
dass die großen gesellschaftlichen Un-
ruhen der 1968er-Bewegung sowie der 
Grünbewegung nicht von Menschen mit 
geringem Bildungsniveau ausgelöst wur-
den, dass die Gelbwestenbewegung nicht 
das Resultat von Bildungsungleichheit 
war, sondern. Wenngleich ein Teil der 
vorläufigen Reduktion dieses Unruhepo-
tenzials die Schließung der Ecole Natio-
nale d‘Administration war, ging es dabei 
doch nicht darum, dass Abgehängte den 
Absolventen deren akademischen Grad 
missgönnten, sondern weil Personen mit 
höchsten Bildungsabschlüssen in den 
Augen der Bevölkerung zu Technokraten 
degenerierten und das Verständnis für 
Probleme anderer Menschen scheinbar 
verloren haben.

Was die Einkommensungleichheit betrifft, 
ist ein Blick in die Einkommensstatistik 
des Österreichischen Rechnungshofs, 
wo die Einkommensunterschiede zwi-
schen Männern und Frauen des gleichen 
Bildungsniveaus oft größer sind als die 
Einkommensunterschiede zwischen An-
gehörigen unterschiedlicher Bildungs-
niveaus. Und wenn der Unterschied im 
durchschnittlichen Einkommen eines 
männlichen Pflichtschulabsolventen mit 
ca. 32.000 € zum durchschnittlichen Ein-
kommen eines männlichen Akademikers 
mit ca. 65.000 € Auslöser für gesellschaft-
liche Unruhe wäre, müsste die Gesell-
schaft m. E. Energie darauf aufzuwenden, 
dass derartige Ungleichheiten akzeptiert 
werden als dass sie eingeebnet werden: 
In wenigen Ländern indiziert der Gini-
Koeffizient ein größeres Maß an Einkom-
mensgleichheit als in Österreich!B
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Chancengleichheit – 
Chancengerechtigkeit
Im Editorial von „Education at a glance“ 
wird weiters darauf hingewiesen, dass 
die Publikation zeigt, „dass der Bildungs-
stand in den letzten zehn Jahren zwar si-
gnifikant angestiegen ist, dass aber man-
gelnde Gerechtigkeit, die früh im Leben 
auftritt, sich tendenziell in späteren Jah-
ren akkumuliert. Zu den verschiedens-
ten Auslösern zuerst im Bildungssystem 
und dann auf dem Arbeitsmarkt gehören 
sozioökonomischer Status, Geschlecht, 
Migrationshintergrund und geografischer 
Standort.

Von diesen wirkt sich der sozioökonomi-
sche Status am stärksten auf die Bildungs-
teilnahme und das Lernen sowie auf die 
wirtschaftlichen und sozialen Ergebnisse 
aus. Kinder, deren Mütter keinen Ab-
schluss im Tertiärbereich haben, nehmen 
mit geringerer Wahrscheinlichkeit an früh-
kindlicher Bildung, Betreuung und Erzie-
hung teil. Obwohl weithin anerkannt ist, 
dass die kognitive Entwicklung von Kin-
dern lange vor Erreichen des schulpflich-
tigen Alters beginnt, wenden die Staaten 
noch immer weniger für diesen Bildungs-
bereich auf als für jeden anderen. Kinder 
mit benachteiligtem Hintergrund nehmen 
auch später mit geringerer Wahrschein-
lichkeit weiter gehende Bildungsmög-
lichkeiten wahr, da sich Ungleichheiten 
tendenziell im Laufe des Lebens aufad-
dieren. Diejenigen, deren Eltern keinen 
Abschluss im Tertiärbereich haben, be-
suchen mit größerer Wahrscheinlichkeit 
berufsbildende als allgemeinbildende 
Bildungsgänge im Sekundarbereich II und 
schließen diese wiederum mit geringerer 
Wahrscheinlichkeit ab. Das beeinträchtigt 
wiederum ihre Teilnahme im Tertiärbe-
reich, denn der Anteil der Anfänger, deren 
Eltern keinen Abschluss im Tertiärbereich 
haben, ist klein.“

Diese Sätze versuchen, ein Phänomen 
zu beschreiben, das in Österreich mit 
dem Satz, das Bildung vererbt wird, re-
gelmäßig politisch diskutiert wird. Dabei 
wird typischerweise der ökonomische 
Status dafür verantwortlich gemacht, 
dass sich Bildung vererbe, und wird oft 
mit der beschwörenden Formel verbun-
den, dass sich Armut vererbe. In der Tat 
sind diese Zusammenhänge auffallend, 
doch werden dabei auch andere Fakto-
ren ausgeblendet, die für die Bildungs- 

und Einkommenskarriere von zentraler 
Bedeutung sind: Bereits einige Jahre zu-
rückliegende Forschungen am Österrei-
chischen Institut für Familienforschung 
haben gezeigt, dass kulturell-religiöse 
Aspekte ebenfalls einen entscheidenden 
Anteil an der individuellen Bildungskar-
riere haben: Wenn unabhängig von der 
Armutsgefährdung beispielsweise Kinder 
aus jüdischen und chinesischen Familien 
eine enorme Bildungsaffinität haben, lässt 
dies darauf schließen, dass einerseits das 
formale Ausbildungsniveau der Eltern vor 
Armut nicht schützt und andererseits der 
soziale Status der Eltern keine unüber-
windliche Hürde für die Bildungskarriere 
der Kinder darstellt.

Dies bestätigt auch der OECD-Bericht be-
reits im Folgesatz des erwähnten Zitats: 
„Dennoch erreichen zwei Drittel der Er-
wachsenen, deren Eltern einen niedrige-
ren Bildungsstand haben, einen höheren 
Bildungsstand als ihre Eltern, ein Hinweis 
darauf, dass Personen aus den am stärks-
ten benachteiligten Bevölkerungsschich-
ten inzwischen verstärkt Kompetenzen 
erwerben.“

Und offen gesagt: warum der formale Bil-
dungsaufstieg innerhalb einer Generation 
von zwei Drittel nicht als Erfolg gefeiert 
wird, ist unklar. Wenn es denkunmöglich 
ist, dass kontinuierlich von Generation zu 
Generation ein Bildungsaufstieg erfolgt 
(weil dann in kurzer Zeit praktisch alle 
die höchsten Bildungsabschlüsse erreicht 
hätten), wird es immer einen Teil einer 
Gesellschaft geben, der den Bildungsab-
schluss der Eltern nicht übertrifft oder so-
gar nicht erlangt. Auch in meiner Familie 

war es nicht möglich, dass alle Kinder die 
Bildungsniveaus der Eltern erreichen oder 
gar übertreffen.

Bewusst offen lassen möchte ich an die-
sem Punkt die Frage, was unter Gerech-
tigkeit zu verstehen ist. Dabei geht zum 
einen um das Verhältnis von Gleichheit 
zu Gerechtigkeit, um die alte Diskussion 
ob Gleichheit der Zugangsbedingungen 
oder im Ergebnis gemeint ist, vor allem 
aber um die Frage, welche Situation als 
„gerecht“ gesehen wird. Dass darüber in 
pluralistischen Gesellschaften ein Kon-
sens kaum möglich ist, hat bereits Kant 
zur Unterscheidung von Gerechtigkeit als 
subjektiv-ethischem Postulat und Gerech-
tigkeit als normativer Kategorie veranlasst. 
Für mich folgt daraus, dass es in einer 
pluralistischen Gesellschaft ein Gebot der 
Redlichkeit ist, Gerechtigkeitsforderun-
gen in ihrer Subjektivität offen zu legen 
und zum Gegenstand offener Diskurse zu 
machen, nicht jedoch so zu tun, als wäre 
eine Ordnung nur dann gerecht, wenn 
sie bestimmten subjektiven Vorstellungen 
genügt, ohne gleichzeitig anzuerkennen, 
dass auch andere Gerechtigkeitsvorstel-
lungen legitim sein könnten. Gerade im 
Hinblick auf die Akzeptanz von Gleich-
heit und Differenzierung besteht unter 
diesem Blickwinkel in der Österreichi-
schen Gesellschaft viel Nachholbedarf!
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 1	Act to close the achievement gap with accounta-
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behind, Public Law 107–110, 107th Congress.

 2	Art 1 UN-Behindertenrechtskonvention

 3	Bildung auf einen Blick 2018 OECD-INDIKATOREN 
(2018)

 4	Arg.: „niemand wird bestreiten“

 5	Arg.: „viele Länder“


